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PrAXiStiPP | In solchen Fällen muss der Kläger vortragen, dass er alles getan 
hat, um eine Befragung oder Anhörung des Arztes zu erreichen. Dies ist der Fall, 
wenn der Antrag rechtzeitig gestellt und konkrete Fragen angekündigt und auch 
aufrechterhalten wurden, die sachdienlich sind. Hierzu ließ sich aus der  
Beschwerdebegründung des Anwalts jedoch nichts entnehmen. 

 ↘ WEITERFÜHRENDE HINWEISE 

• Revisionszulassung: Unberücksichtigter Beweisantrag maßgeblich, SR 20, 177

• Unpräziser Beweisantrag zerstört Revision, SR 19, 149

• Rechtliches Gehör verletzt? Bloße Behauptung genügt nicht – genauer Vortrag erforder-
lich, SR 18, 201
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▶▶ Sozialgerichtsverfahren
Krankenkasse muss Bevollmächtigten anschreiben, aber ...

| Das kommt immer wieder vor: Obwohl der Anwalt sein Mandat gegen-
über der Krankenkasse angezeigt hat, nimmt diese später trotzdem direkt 
Kontakt mit dem Versicherten auf. Dieser Verstoß lässt sich aber nicht 
 einfach mit einer einstweiligen Anordnung angreifen, so das LSG Baden-
Württemberg (20.11.20, L 11 KR 2616/20 ER-B, Abruf-Nr. 219963). |

Ein durch einen Rentenberater vertretener Versicherter hatte eine verein-
barte Reha-Maßnahme nicht angetreten. Daraufhin schrieb ihn seine Kran-
kenkasse direkt an und teilte mit, das Krankengeld einzustellen. Der Bevoll-
mächtigte beantragte eine einstweilige Anordnung. Die Krankenkasse sollte 
unter Androhung eines Zwangsgelds verpflichtet werden, jeglichen Kontakt 
mit  seinem Mandanten zu unterlassen. Das SG wies den Antrag zurück. Die 
Beschwerde zum LSG hiergegen blieb erfolglos. 

Gemäß § 56a SGG können Rechtsbehelfe gegen behördliche Verfahrenshand-
lungen nur gleichzeitig mit den gegen die Sachentscheidung zulässigen 
Rechtsbehelfen eingelegt werden. Die Krankenkasse hatte den Bevollmäch-
tigten jedoch nicht nach § 13 Abs. 5 bis 7 SGB X zurückgewiesen. Selbst wenn 
dies mit Verwaltungsakt geschehen wäre, wäre dies im Verhältnis zum 
 Antragsteller eine unselbstständige Verfahrenshandlung i. S. d. § 56a S.  1 
SGG, die nicht gesondert angreifbar ist. 

PrAXiStiPP | Natürlich ändert dies nichts an der „Kommunikationsverpflich-
tung“ der Krankenkassen (§ 13 Abs. 3 S. 1 SGB X), die sich stets an die Bevoll-
mächtigten wenden müssen (BSG 26.7.16, B 4 AS 47/15). Es steht nicht im Ermes-
sen der Krankenkasse, hiervon abzuweichen. In Fällen wie diesen ist die Kasse 
direkt aufzufordern, das Mandat zu beachten und den Schriftverkehr ausschließ-
lich über die Bevollmächtigten zu führen. 

 ↘ WEITERFÜHRENDE HINWEISE 

• Krankmeldung: Was bei der Ein-Wochen-Frist zu beachten ist, SR 20, 183

• Wird Rente bezogen, besteht kein Anspruch auf Krankengeld, SR 20, 145
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